Löhne, Renten, Steuerpolitik: Die gewerkschaftliche Agenda für 2013.

Die Schere muss sich wieder schliessen

Anständige Löhne, anständige Renten und Schluss mit den Raubzügen auf die AHV-Kasse! Dies die Zielsetzungen des SGB für 2013, die im Januar vorgestellt wurden. Hier eine gekürzte Fassung der Jahresvorschau des Präsidenten.
Zu den gewerkschaftspolitischen Prioritäten des neuen Jahres gehören wieder die Löhne und die Renten. Die Mindestlohninitiative des SGB kommt in die parlamentarische Beratung. Damit beginnt eine Diskussion von grosser Tragweite. Die Initiative ist zunächst die Antwort auf die Lohnexzesse der letzten Jahre. Den Beschäftigten mit kleineren Einkommen ist nicht mit höheren Dividenden und mehr Aktionärsrechten gedient, sondern mit besseren Löhnen. Die Mindestlohninitiative sorgt dafür, dass der wirtschaftliche Erfolg der Unternehmen wieder verstärkt denen zugutekommt, die ihn auch erarbeitet haben. Die neu erschienene „Wirtschaftsgeschichte der Schweiz im 20. Jahrhundert“ zeigt, dass der Erfolg der Schweizer Wirtschaft nicht einer Niedriglohnpolitik, sondern qualifizierter Arbeit zu verdanken ist. Damit das so bleibt, muss unter den veränderten Bedingungen geöffneter Arbeitsmärkte das Instrumentarium der Mindestlöhne gestärkt werden. Positiv kann für das abgelaufene Jahr 2012 immerhin vermerkt werden, dass die flankierenden Massnahmen zum Schutz der Löhne erheblich verbessert wurden. Ein problematischer Bereich der Lohnpolitik bleibt die nicht realisierte Lohngleichheit. Frauen verdienen noch immer weniger für gleichwertige Arbeit. Obschon nun seit mehr als 30 Jahren ein Verfassungsauftrag, geht es im Schneckentempo voran. Die Wirkung des sogenannten Lohngleichheitsdialogs war bisher bescheiden. Beim Kampf gegen die Lohndiskriminierung besonders gefragte Branchen wie der Detailhandel oder die Banken fehlen fast vollständig. 2013 ist das Jahr der Entscheidung: Greift der Lohngleichheitsdialog nicht, so werden die von den Gewerkschaften schon lange geforderten gesetzlichen Massnahmen unumgänglich. In der Rentenpolitik hat sich leider im Bundeshaus seit den Wahlen wenig Positives bewegt. Zwar orientiert sich der neue Ansatz des Bundesrats mit der Gesamtschau der Rentenversorgung durch die Erste und Zweite Säule jetzt an der Logik der Verfassung. Weil aber Vorschläge fehlen, wie die Renten nach Jahren der Stagnation und des Rückschritts wieder verbessert werden können, werden die Gewerkschaften im Frühjahr die Initiative AHVplus lancieren. Denn es braucht eine Wende auch in der Rentenpolitik. Die Verfassung verlangt, dass man im Pensionsalter anständig weiterleben kann. Sollte der von Economiesuisse im Dezember orchestrierte Antritt bürgerlicher Parlamentarier für die Einführung einer automatischen Rentensenkungsformel in der AHV (sogenannte „Schuldenbremse“) im Parlament durchkommen, müssten wir ein weiteres Mal in die Referendumshosen steigen. Vor dem Volk sind Rentensenkungsvorlagen chancenlos, wie die Geschichte zeigt. Die Kreise, die sich nun angeblich um die Finanzen der AHV sorgen, täten besser daran, die AHV vor den Raubzügen zu schützen, denen sie seit Jahr und Tag ausgesetzt ist. Diese Raubzüge beginnen mit den gravierenden Folgen der Unternehmenssteuerreform II aus der Küche von alt Bundesrat Merz mit der milliardenschweren Begünstigung der Grossaktionäre. Wenn die AHV dafür nicht entschädigt wird, sind Einnahmeverluste von 300 bis 400 Millionen Franken pro Jahr programmiert. Und dass der Bund nun die IV-Schuld, die der AHV aufgebürdet wurde, im Rahmen eines neuen Sparpakets nur noch mit 1 Prozent verzinsen will, ist schlicht der Bruch eines Versprechens auf dem Buckel der Altersrenten. Stattdessen wäre es überfällig, dass der Bund selber die IV-Schuld ausfinanzieren würde, war er es doch, der diese Schuld verursacht hat. Die historisch einmalige Lage an den Kapitalmärkten, bei der der Bund ja noch dafür bezahlt wird, wenn er kurzfristig Geld aufnimmt, böte dafür eine einmalige Gelegenheit. Einschneidend ist auch die Tatsache, dass der Bund den Ertrag der immer höheren Tabaksteuer (via Bundesbeitrag) vollständig für sich einbehält. Die AHV selber hat entgegen dem, was die Bevölkerung glaubt, nichts davon. Wegen der massiven Erhöhung der Tabaksteuer zahlen Raucherinnen und Raucher, die täglich ein Päckli rauchen, inzwischen jährlich rund 1500 Franken Zusatzsteuern. Diese müssten wie bei den Spielbanken direkt der AHV gutgeschrieben werden, statt den Bundesbeitrag zu kompensieren. Alles in allem verliert die AHV über 3 Milliarden im Jahr, weil der Bund auf Einnahmen zugreift, die eigentlich der AHV zustehen. Hier besteht akuter Handlungsbedarf. Überfällig ist schliesslich eine Wende in der Steuerpolitik. Kantonale Volksabstimmungen haben in den letzten Monaten klar gemacht, dass Steuersenkungen zugunsten der Unternehmen selbst dann nicht mehr akzeptiert werden, wenn sie von der Regierung vorgeschlagen werden (Zürich, Basel-Stadt). Zu weit hat man es inzwischen mit der steuerlichen Entlastung der Unternehmen getrieben. Profitiert haben von den Steuererleichterungen der letzten Jahre schwergewichtig die hohen Einkommen und Vermögen. Ein leistungsfähiger Staat braucht eine solide Finanzierung. Dieser Job kann nicht immer stärker den Leuten mit unteren und mittleren Einkommen aufgebürdet werden. Deshalb verträgt es auch beim Bund keine Vorlagen mehr, welche die Unternehmen und die hohen Einkommen zu Lasten aller anderen begünstigen.
Paul Rechsteiner, SGB-Präsident.
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